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(Nr. 2351.) Verordnung über die Kautionen von Beamten beim Kaiſerlichen Patentamt. 
Vom 30. November 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen ac. 
verordnen im Namen des Reichs auf Grund der $$. 3 und 7 des Geſetzes, be— 


treffend die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 1869 (Bundes⸗-⸗Geſetzbl. 
S. 161) im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


K 1. 
Zur Kautionsleiſtung ſind verpflichtet: 
I. Der erſte Buchhalter und der Kaſſendiener der Kaſſe des Patentamts. 


II. Der erſte und der zweite Beamte, ſowie der Lagerverwalter der Watent- 
ſchriften⸗Vertriebsſtelle im Patentamt. 


. 
Die Höhe der Kautionen beträgt: 
I. Bei der Kaffe 


eee 1000 Mark, 
u N 300 - 
II. Bei der Patentſchriften⸗Vertriebsſtelle 
für den erſten Beamten 600 Mark, 
für den zweiten Beamten nnd 150 - 
für den Lagemerwalter. ... ser ereenenen- 150 
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Reichs- Geſetzbl. 1896. 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Dezember 1896. 


* 


1 
Den im H. 1 genannten Beamten kann, wenn fie die Kaution auf einmal 
zu beſchaffen außer Stande ſind, von dem Staatsſekretär des Innern ausnahms⸗ 
weiſe geſtattet werden, die Beſchaffung der Kautionen nachträglich durch Anſamm⸗ 
lung von Gehaltsabzügen, welche für den Kaſſendiener nicht weniger als 50 Mark 
jährlich und für die anderen im $. 1 genannten Beamten nicht weniger als 
150 Mark jährlich betragen dürfen, zu bewirken. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 30. November 1896. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Berichtigungen. 


In der vorletzten Zeile des Textes der Bekanntmachung vom 7. November 
1896, betreffend die Ratifikation der zuſätzlichen Vereinbarungen zum Inter⸗ 
nationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr ſeitens der Nieder⸗ 
lande ſowie Oeſterreichs und Ungarns (Reichs-Geſetzbl. S. 711), muß es heißen 
anſtatt „vom 1. Oktober 1896“ „am 1. Oktober 1896; ferner ift in der Be 
kanntmachung vom 27. November 1896 (Reichs-Geſetzbl. S. 744), betreffend 
Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe, in der 
Tabelle (Spalte 2) zu ſetzen anſtatt „Tonnenmälzereien“ „Tennenmälzereien “. 


Herausgegeben im Reichzamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Neichodruckerei. 


